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Einführung 

I. Anlaß der Untersuchung 

Mit der Verabschiedung der ersten nationalen Datenschutzgesetze in Europa' 
wurde das Verhältnis von Datenschutz und Pressefreiheit Gegenstand einer kontro-
vers geführten Diskussion. Auf der einen Seite finden sich dabei die Verfechter der 
Medienfreiheit, die aufgrund der Aufgaben der Medien zur Mitwirkung bei der öf-
fentlichen Meinungsbildung und ihrer verfassungsrechtlicher Stellung, einen erwei-
terten Freiraum gegenüber den datenschutzrechtlichen Bestimmungen fordern. 

Auf der anderen Seite postulieren Datenschützer eine Einschränkung der Me-
dienfreiheit zugunsten des Persönlichkeitsrechts bei der Verarbeitung personenbe-
zogener Daten durch die Medien. Sie weisen insbesondere auf die Gefahren einer 
unkontrollierten Presse hin und warnen vor der enormen Macht der Presse (als sog. 
4. Gewalt) in unserer Informationsgesellschaft. Eine zynische Bemerkung diesbe-
züglich machte der amerikanische Schauspieler Warren Beatty Anfang der neunzi-
ger Jahre: "Wann immer ein Journalist ein Zimmer betritt, endet die Privatheit und 
es beginnt die Freiheit."2 Die englische Rechtsprechung war ebenfalls Anfang der 
neunziger Jahre in dem Fall Kaye v. Robertson mit dieser Problematik konfrontiert, 
als ein Fotograf und ein Reporter in das Krankenhauszimmer eines populären Fern-
sehschauspielers eindrangen, und von ihm, in diesem Moment nicht zurechnungs-
fahig, ein Interview und zahlreiche Fotos aufnahmen. 3 

Im Kernpunkt der Diskussion stand bislang insbesondere die Bedeutung der her-
kömmlichen Presse- und Rundfunkarchive für den Persönlichkeitsschutz. In diesen 
Archiven werden bereits veröffentlichte Artikel und unveröffentlichte Rechercheer-
gebnisse gesammelt und nach entsprechenden Kriterien zur Auswertung bereitge-
halten. Die große Bedeutung von vollständigen und unbehindert zusammengestell-
ten Archiven für die Medientätigkeit muß dabei ebenso in Betracht gezogen werden 
wie die Gefahren, die personenbezogene Sammlungen mit sich bringen. Die Mög-
lichkeit zur Erstellung von Persönlichkeitsprofilen, die fortdauernde Aufbewahrung 
von Fehlern, die Reduktion der journalistischen Tätigkeit auf einen "Computerjour-
nalismus" und die Vermarktung der archivierten Pressedaten waren bisher die wich-

, V gl. für Deutschland Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) vom 27.1.1977, (BGBl.I, S. 20 I); 
für Großbritannien Data Protection Act 1984 c. 35; vgl. auch das französische Datenschutzge-
setz vom 6.1.1978, das österreichische Datenschutzgesetz vom 18.10.1978, das luxemburgi-
sche Datenschutzgesetz vom 31.3.1979. 

2 Simitis, Datenschutz und "Medienprivileg" , AfP 1990, 14. 
3 Kaye v. Robertson, FSR 1991,62. 

2 Lazarakos 
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tigsten Gefahren von Datenbanken in bezug auf die Verarbeitung und Speicherung 
personen bezogener Daten durch die Medien.4 Vor diesem Hintergrund wurde den 
Medien in den jeweiligen nationalen Datenschutzgesetzen in Europa ein Sondersta-
tus zuerkannt. 

Die Sonderstellung der Medien soll jedoch im Hinblick auf die derzeitigen Ver-
änderungen in der Medienbranche, insbesondere hinsichtlich der Einführung neuer 
Kommunikations-, Informations- und Verarbeitungstechniken, neu überdacht wer-
den. 

Während der Empfanger beim bisher einseitigen Kommunikationsprozeß keine 
Datenspuren hinterlassen hat und anonym geblieben ist, läuft er jetzt Gefahr, bei der 
Inanspruchnahme von Multimediadiensten dem jeweiligen Betreiber die individu-
elle Zuordnung seiner Lebenssachverhalte zu ermöglichen - wie etwa beim Fern-
sehkonsum oder dem Blättern in Waren- oder Reisekatalogen. 5 Die Brisanz dieser 
Verarbeitung wird noch deutlicher, wenn man sich vor Augen hält, daß es aufgrund 
der in den Telekommunikations-, Online- und Internetnetzen anfallenden Daten 
möglich ist, Persönlichkeitsprofile jedes einzelnen Teilnehmers zu erstellen, und 
dies mit einem hohen Detaillierungsgrad. Reine Verbindungsdaten geben Informa-
tionen über die Kommunikationsgewohnheiten und ermöglichen die Bildung von 
Kommunikationsprofilen. Bei den Multimedia bzw. Internetdiensten wird durch die 
Schaffung sogenannter Mediennutzungsprofile die Analyse von weiteren Teilen der 
Persönlichkeit ermöglicht, wie etwa die politische Einstellung einer Person, ihre ge-
werkschaftliche oder religiöse Zugehörigkeit sowie auch die finanzielle Situation 
oder sexuelle Vorlieben. Dies bedeutet aber einen erheblichen Qualitätssprung der 
Gefahren im Vergleich zu bisherigen Methoden und Auswertungsmöglichkeiten der 
Persönlichkeitsprofilbildung. 

Nicht ohne Grund verlagert sich der Schwerpunkt der Datenschutzdebatte immer 
mehr auf die neuen Gefahren der Datenverarbeitung durch die Medien. Die beson-
dere Stärke und die Leichtigkeit der drohenden Eingriffe in das informationelle 
Selbstbestimmungsrecht geben genügend Anlaß zur Neuorientierung des daten-
schutzrechtlichen Medienprivilegs bei Multimedia-Anwendungen. 

11. Gegenstand der Untersuchung 

Der Schutz vor der Verarbeitung personenbezogener Daten ist ein sensibles The-
ma mit vielen und wichtigen Auswirkungen auf mannigfaltige politische, ökonomi-
sche, wissenschaftliche und kulturelle Bereiche. Das Datenschutzrecht ist von der 
Rechtsprechung und der Lehre vor allem anhand von Fällen aus dem Medienbereich 
entwickelt und ausgestaltet worden. 

4 Zusammenfassend Klee, Pressedatenbanken und datenschutzrechtliches Medienprivileg, 
1992, S. 35 ff. 

5 V gl. Roßnagel/Bizer, DuD 1996, 209 (210); s. unten Teil D III (1). 
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Zum Wesen der Medien bzw. der Massenmedien, gehört einerseits das technische 
Mittel der Massenvervielfaltigung und dadurch die Möglichkeit zur Informations-
beschaffung bzw. -vermittlung, und andererseits der allen Medien gemeinsame 
Adressat, die anonyme Masse. Zu den wichtigsten Funktionen der Massenmedien 
gehört die Mitwirkung bei der Bildung der öffentlichen Meinung. Der Gesetzgeber 
hat den Medien im nationalen und europäischen Datenschutzrecht Privilegien ein-
geräumt, die in den europäischen Ländern unterschiedlich aus geformt worden sind. 
Aufgabe der vorliegenden Arbeit soll es sein, den datenschutzrechtlichen Freiraum 
sowohl der Presse im herkömmlichen Sinne als auch bei den multimedialen Anwen-
dungen im europäischen Vergleich zu erhellen. Dabei zielt die Untersuchung auf 
eine umfassende Darstellung der damit zusammenhängenden Problemstellungen. 

Die Aktualität des Themenbereichs mag hierbei zu besonderen Schwierigkeiten 
führen. Die derzeitige (multi)medienspezifische Datenschutzdebatte ist weder in 
Deutschland noch in Griechenland und Großbritannien abgeschlossen. Dies findet 
seine Ursache vor allem in dem noch andauernden grundlegenden technischen und 
rechtlichen Wandel zugrunde. Der Terminus "Medien" ist in den letzten Jahren um 
den Inhalt "Multimedia" erweitert worden. Diese Erweiterung birgt die Gefahr, daß 
Inhalt und Grenzen der verfassungsrechtlichen Gewährleistung der Medienfreiheit 
und damit auch der datenschutzrechtlichen Sonderstellung der Medien unscharf 
werden. 

Dazu sind noch die verstärkten Datenschutzrisiken zu zählen, welche die Anwen-
dung der Informations- und Kommunikationstechnik in die Medienlandschaft brin-
gen. Vor diesem Hintergrund muß weiterhin der rechtspolitische Gehalt des The-
menbereichs betrachtet werden. Besondere Schwierigkeiten erwachsen daraus, daß 
Mediensachverhalte stets verfassungsrechtliche und gesellschaftspolitische Fragen 
berühren, wie sich anhand der zahlreichen Entwürfe zur Novellierung des deutschen 
Bundesdatenschutzgesetzes und der diesbezüglichen Stellungnahmen des Pressera-
tes oder der Formulierung des griechischen Datenschutzgesetzes ersehen läßt. Ziel 
der Untersuchung ist, wie bereits angedeutet, eine systematische Darstellung des 
Umfangs und der Grenzen der Medienfreiheit bei der Verarbeitung personenbezo-
gener Daten durch die Medien. Dabei sollen sowohl die europäischen Vorgaben als 
auch die Rechtslage in Deutschland, Griechenland und Großbritannien zum daten-
schutzrechtlichen Medienprivileg in rechtsvergleichender Weise berücksichtigt 
werden. 

Für die rechtsvergleichende Analyse dieses Regelungskomplexes kommt am ehe-
sten die deutsche Datenschutzordnung in Betracht. Grundsätzlich verfügt Deutsch-
land über die längsten Erfahrungen im Umgang mit datenschutzrechtlichen Medien-
sachverhalten. Dies liegt einerseits an der über sechsundzwanzigjährigen Tradition 
der Bundes- und Landesdatenschutzgesetze6 und andererseits an dem hohen Stel-

6 Die Geschichte der Datenschutzgesetzgebung in Deutschland begann am 30. September 
1970, dem Tag der Verabschiedung des 1. Hessischen Datenschutzgesetzes (GVBI. I 1970, 
S.625). 
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